An Sachgebiete: 30

Beglaubigter Auszug aus der Niederschrift

uber die 6ffentliche Sitzung
des Gemeinderates der Gemeinde Gachenbach

am Dienstag, den 08.06.2021 ( Feuerwehrhaus (Neubau) Peutenhausen)

Alle Mitglieder wurden ordnungsgemaf geladen. Der Gemeinderat (Gachenbach) war beschlussfahig.

Gegenstand der Beratung/Beschluss

TOP 7 Bebauungsplan "*Gachenbach-Nord"*; Abwagung der im
Rahmen der 6ffentlichen Auslegung (8 4 Abs. 2 BauGB)
eingegangenen Stellungnahmen und Beschlussfassung als
Satzung

Der Gemeinderat der Gemeinde Gachenbach hat am 04.12.2018 die Neutberplanung und
Zusammenfassung der bestehenden Bebauungspline ,,Gachenbach-Nord/4.Anderung
,,Gachenbach-Nord/3.Anderung — 2.Anderung*, ,,Gachenbach-Nord/Erweiterung*,
,Gachenbach-Nord/Erweiterung 11*, ,,Gachenbach-Nord/Erweiterung I1I* und ,,Gachenbach-
Nord/Erweiterung IV* beschlossen. Der neue einheitliche Bebauungsplan triagt die
Bezeichnung ,,Gachenbach Nord*.

Bei Anfragen zur Bebaubarkeit und baulichen Nutzungsmdglichkeiten der Grundstiicke
besteht im Bereich ,,Gachenbach-Nord* aufgrund der zahlreichen Einzelbebauungspléne
einschlieRlich deren Anderungen eine uniibersichtliche und auch rechtlich unsichere
Ausgangssituation.

Die Bebauungsplane aus den 70er und 80er Jahren entsprechen oft nicht mehr den aktuellen
planungsrechtlichen und stadtebaulichen Standards. Ziele der Uberplanung sind damit ein
vereinheitlichter Bebauungsplan, Nachverdichtung bisher ungenutzter Bauflachen und
einfachere Regelungen fur bauwillige Biirger.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach 813a BauGB aufgestellt, wobei
das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB angewandt wird.

Im vereinfachten Verfahren wird von einer Umweltpriifung nach 8 2 Abs. 4, von einem
Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfuigbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach 8 10a BauGB abgesehen;
8 4c BauGB ist nicht anzuwenden.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde mit Bekanntmachung vom 18.03.2021 durch
Anschlag an den Ortstafeln am 22.03.2021 gemal 8 2 Abs. 1 BauGB ordnungsgeman
verOffentlicht.

Der Bebauungsplanentwurf mit Begriindung und integriertem Grinordnungsplan in der
Fassung vom 31.08.2020 lag in der Zeit vom 22.03.2021 bis einschliel3lich 30.04.2021
gemal 8 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich aus (Bekanntmachung vom 18.03.2021; Aushang am
22.03.2021).



Die Behorden und sonstigen Tréager 6ffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
26.03.2021 von der offentlichen Auslegung benachrichtigt und bis zum 30.04.2021 um
Stellungnahme geméR 8§ 4 Abs. 2 BauGB gebeten.

A) Behandlung der Stellungnahmen der Behdrden, Tréager 6ffentlicher Belange
und der Offentlichkeit

1. Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange (8§ 4 Abs. 2 BauGB)

Es wurden insgesamt 23 Behdrden und sonstige Trager Offentlicher Belange (benachbarte
Gemeinden) von der 6ffentlichen Auslegung benachrichtigt (§ 4 Abs. 2 BauGB).
Die eingegangenen Stellungnahmen werden vollinhaltlich vorgetragen und einzeln abgewagt.

Die Abwagungen zu den einzelnen Stellungnahmen wurden durch die beauftragten
Planungsbiiros Reiser, Miinchen, und Ecker, Schrobenhausen, als Fachplaner ausgearbeitet
und im Vorfeld mit der Verwaltung abgestimmt.

- Nicht geantwortet haben und somit einverstanden sind:

Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Ingolstadt
Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege, Minchen

Amt flr landliche Entwicklung, Miinchen

Zweckverband zur Wasserversorgung der Beinberggruppe, Gachenbach
Deutsche Telekom, Landshut

Deutsche Post AG, Niederlassung Augsburg

Industrie- und Handelskammer fur Minchen und Oberbayern, Munchen
Energienetze Bayern GmbH, Miinchen

Kreisbrandrat Herr Kreitmeier, Grasheim

Stadt Schrobenhausen

Markt Kihbach

Gemeinde Schiltberg

Gemeinde Gerolsbach

- Einverstandnis bzw. keine Anregungen haben gedul3ert:

Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen, Fachbehdrden:

- SG 20 — Kommunalaufsicht, Schreiben vom 01.04.2021

- Ortsplanung, Schreiben vom 26.04.2021

- Untere Immissionsschutzbehérde, Schreiben vom 22.04.2021
Staatliches Stralenbauamt Ingolstadt, E-Mail vom 14.04.2021
Staatliches Gesundheitsamt, Schreiben vom 29.03.2021

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom 22.03.2021
Gemeinde Aresing, E-Mail vom 24.03.2021

- Anregungen haben vorgebracht:

- Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen, Fachbehorden:
Bauamt, Sammelschreiben vom 28.04.2021
Die beiliegenden Schreiben der einzelnen Sachgebiete sind Bestandteil der Stellungnahme
des Landratsamtes gemél3 § 4 Abs. 2 BauGB.
Grundsatzlich sind sie als Hilfestellung fiir die von der Gemeinde vorzunehmende
Abwégung im Sinne von 8 1 Abs. 7 BauGB anzusehen.



Zu den einzelnen Stellungnahmen wird folgendes ergéanzt:

Festsetzungen durch Planzeichen:
Die Planzeichenerklarung fur die schraffiert dargestellten Baume fehlt und ist zu erganzen.

Hinweise durch Text:

Zu8.:

Es wird darauf hingewiesen, dass Bestandschutz fir die vorhandenen Gebéaude nur
angenommen werden kann, wenn diese auch zul&ssigerweise errichtet wurden. Der
Hinweis ist entsprechend zu erganzen.

Festsetzungen durch Text:

ZuE.2.2:

Die zuléssige GRZ wird mit 0,4 festgesetzt und damit dem im Allgemeinen Wohngebiet
maximal zulassigen Wert. Dartiber hinaus sind nach § 19 Abs. 4 BauNVO fur die dort
beschriebenen baulichen Anlagen Uberschreitungen der GRZ um 0,5 zulissig. Die
Gemeinde beabsichtigt nun dies sogar auf 0,75 zu erh6hen. Danach wére eine Gesamt-
GRZ von 0,7 moglich. Der Wert wirde damit an die maximale Versiegelung von 0,8
heranreichen. Dies wird bei einer Bebauung mit tberwiegend Ein- und
Zweifamilienwohnh&usern als zu hoch erachtet. Es sollte daher bei der in § 19 Abs. 4
BauNVO vorgesehenen Erhdhung von 0,5 und somit einer Gesamt-GRZ von max. 0,6
bleiben.

ZuE.2.4:
Die angegebene FI.-Nr. 74/3 ist nicht korrekt. Die Festsetzung ist zu Uberprifen.

Zu E.3.2:
Aufgrund der Anderung der BayBO zum 01.02.2021 muss nun auf Art. 6 Abs. 7 BayBO
und nicht mehr auf Abs. 9 verwiesen werden.

ZuE.4.12:
Von den festgesetzten Dacheindeckungen sollten flr eingeschossige Anbauten mit Flach-
oder Pultdach auch Dacheindeckungen mit Glas oder Blech zugelassen werden.

ZuE.4.2.2:
Hier ist vor der Traufhéhe von 1,50 m noch das Wort ,,maximal® zur ergénzen.

Zu E.8.3:
Hier sollte noch die Frage geklart werden ob alle Einfriedungen maximal 1,0 m hoch sein
durfen oder ob sich die Beschrankung nur auf die Einfriedungen unter E.8.1 bezieht.

Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehdrde wird nachgereicht.

Abwagung der Stellungnahme

Zu Festsetzungen durch Planzeichen: In den Hinweisen werden die griin schraffiert
dargestellten Baume noch als ,,vorhandene Geholze; Erhaltung wird auf sonstige Pflanzgebote
angerechnet!* in Ziff. C.6 erldutert, das vorhandene Planzeichen wird daher noch korrigiert.




Zu Hinweise durch Text:

Zu 8: In Ziff. D. Hinweise durch Text wird in Ziff. 8 klargestellt, dass Bestandsschutz fur die
vorhandenen Gebédude nur angenommen werden kann, wenn diese auch zuldssigerweise
errichtet wurden. Der bisher dort enthaltene Text wird insofern angepasst.

Zu Festsetzungen durch Text, Ziff. E:

Zu E.2.2: der 2. Satz erhalt hier noch redaktionell folgende Fassung:

,»Die zuldssige Grundflidche darf durch die Grundfldchen der in Satz 1 bezeichneten Anlagen
bis zu 50 vom Hundert liberschritten werden.* Stiddtebaulich erscheint dies vertretbar und
auch ausreichend, da die GRZ bereits beim maximalen Wert von 0,40 liegt, und die 50 %ige
Uberschreitung der Gesamtversiegelung dann max. 0,60 betrégt, also bei einem 1.000 gm
grolRen Grundstlick 600 gm versiegelt werden kénnen. RegelmaRig wird auch die GRZ von
0,40 nicht ausgeschépft werden, so dass sich auch hier noch ein zusétzlicher

., Versiegelungsspieleraum* ergibt. Diese Anderung ist untergeordnet und beriihrt nicht die
Grundzuge der Planung, da die wichtigen Festsetzungen zu Grund- und Geschossflachenzahl
und der Geschossigkeit unveréndert bleiben.

ZuE.2.4:
Die FI.Nr. wird statt 74/3 noch mit 74/13 richtig gestellt.

ZuE.3.2:
In Ziff. E.3.2 wird nach Anderung der BayBO zum 01.02.2021 nunmehr statt Abs. 9
richtigerweise auf Art. 6 Abs. 7 BayBO hingewiesen.

ZuE.4.1.2:

In ZIff. E.4.1.2 wird nach dem 1. Satz noch erganzt:

,.Fiir eingeschossige Anbauten mit Flach- oder Pultdach sind auch Dacheindeckungen mit
Glas oder Blech zuldssig.*

ZUE.4.2.2:
Vor dem Wort Trauthéhe von 1,50 m wird noch das Wort ,,maximal‘ ergénzt.

Zu E.8.3:
In Ziff. E.8.1 wird im 1. Satz noch ergénzt, dass alle Einfriedungen maximal 1,0 m hoch sein
diirfen.

Beschluss:
Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.

Abstimmung: Fur: 15 Gegen: 0

Landkreisbetriebe, Schreiben vom 15.04.2021

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Abfallentsorgung durch die
gegenstandliche Planung nicht gesichert.

Der in Betreff genannten Aufstellung des Bebauungsplanes kann seitens der
Landkreisbetriebe Neuburg-Schrobenhausen nur zugestimmt werden, wenn bei der
weiteren Planung berticksichtigt wird, dass die Anfahr- und Wendemaglichkeiten fir die
Abfallsammelstelle entsprechend groR geplant werden, sodass ein gefahrloses Wenden
ohne Ruckwartsfahren (Wenderadius mind. 8,60 m, Durchmesser eines Wendehammers



mind. 18 Meter) mdglich ist. Andernfalls ware eine Entleerung der Abfallgefalle mit den
vorhandenen Miillfahrzeugen nicht méglich. Die Abfallgefa3e missten in diesem Fall an
einer geeigneten Sammelstelle an der nachsten mit Mullfahrzeugen anfahrbaren Stralle
bereitgestellt werden.

Wir bitten um entsprechende Bericksichtigung, hilfsweise um Festsetzung einer
geeigneten Sammelstelle nach 8 9 Nr. 14 BauGB.

Abwagung der Stellungnahme

Beim gegenstandlichen Bebauungsplan handelt es sich um ein bereits erstmalig erschlossenes
Gebiet, flir das rechtsverbindliche Bebauungspléne bestehen. Bei den monierten
Wendehammern sind offensichtlich die bereits rechtsverbindlich festgelegten kurzen
StichstralRen gemeint. Hier werden — wie auch schon bisher — die MullgefaRe zur
JohannesstralRe verbracht am Tage der Abholung. Es ist klar, dass die kurzen 6ffentlichen
StichstralRen nicht von der Mullabfuhr befahren werden. In Ziff. D.6. ist bereits eine
entsprechende Regelung enthalten. Aufgrund des breiten, griinen Angerstral’enraum besteht
dort auch ausreichend Abstellraum. Probleme im Zusammenhang mit der Mullabfuhr dort
sind nicht bekannt. Eine Anderung der Planung ist daher stadtebaulich nicht erforderlich.

Beschluss:
Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.

Abstimmung: Fur: 15 Gegen: 0

- Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 29.03.2021

Die Regierung von Oberbayern als hohere Landesplanungsbehdrde gibt folgen-
de Stellungnahme zum o0.g. Vorhaben ab.

Vorhaben

Die Gemeinde Gachenbach beabsichtigt die Neuuberplanung der Bebauungspléne
,,Gachenbach Nord* inkl. bisheriger Anderungen sowie der Erweiterungen ,,Gachenbach
Nord/Erweiterung |1, 111 und IV*. Ziel des Vorhabens ist die Vereinheitlichung der
Festsetzungen sowie die Schaffung von Maglichkeiten zur Nachverdichtung. Das
Plangebiet ist im wirksamen Flachennutzungsplan bereits als Wohnbauflache dargestelit
und ist groftenteils bebaut.

Bewertung

Da das Vorhaben grundsétzlich auch der Mobilisierung brachliegender
Wohnbaupotenzialflachen sowie der Nachverdichtung dienen soll, ist es aus
landesplanerischer Sicht im Hinblick auf die Erfordernisse zum Flachensparen (vgl. Art.
6 Abs. 2 Nr. 3 BayLplG, LEP 3.1 (G),RP10B 12.1 (G) und RP 10 B 111 1.1.1 (G))
grundsétzlich zu begriiRen. Dartiber hinaus lasst das Vorhaben landesplanerische Belange
weitestgehend unberihrt.

Ergebnis
Das o. g. Vorhaben steht den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen.



Abwagung der Stellungnahme

Die zustimmende Stellungnahme der Hoheren Landesplanungsbehérde wird ausdriicklich
begrift. In diesem Zusammenhang wird noch darauf hingewiesen, dass die Gemeinde
Gachenbach u.a. fiir den Bereich des gegenstidndlichen Bebauungsplans ,,Gachenbach-Nord*
eine Satzung Uber die Begrindung eines besonderen Vorkaufsrechts nach 8 25 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 BauGB erlassen hat, die am 01.01.2021 in Kraft getreten ist.

Beschluss:
Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.

Abstimmung: Fur: 15 Gegen: 0

- Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt, Schreiben vom 26.03.2021

Nachfolgend wird zur Anderung des 0.g. Bebauungsplanes als Trager 6ffentlicher
Belange aus wasserwirtschaftlicher Sicht Stellung genommen.

1. Wasserversorgung

Die Gemeinde Gachenbach wird durch den Zweckverband zur Wasserversorgung der
Beinberggruppe versorgt. Die aktuelle Genehmigung vom 26.09.2016 ist befristet bis
31.12.2021 und auf eine Entnahme von 310.000 m?3/a fur die Brunnen 1 und 2 begrenzt.
Die genehmigte Entnahmemenge wurde 2019 mit 306.297 m3 schon fast ausgeschopft. Ein
Schutzgebietsvorschlag fiir die Entnahmemenge von 363.000 m3/a geméR
Bedarfsprognose bis 2044 liegt derzeit beim Wasserwirtschaftsamt zur Prifung.
Wasserschutzgebiete werden von der NeuUlberplanung des Bebauungsplanes "Gachenbach
Nord" nicht berihrt.

2. Grundwasser- und Bodenschutz, Altlasten

Im Umgriff des Planungsbereiches sind nach unserer derzeitigen Aktenlage und nach den
Informationen aus dem Altlasten-, Bodenschutz- und Dateninformationssystem (ABuDIS)
keine Altlastenverdachtsflachen, Altablagerungen bzw. schadlichen Bodenverdnderungen
bekannt. Es ist dennoch nicht auszuschlieRen, dass im Zuge von BaumaRnahmen in den
betroffenen Bereichen Altlastenverdachtsflachen oder sonstige schéadliche
Bodenverunreinigungen aufgedeckt werden. Sollte sich dies bestatigen, sind das
Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen und das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt
umgehend zu informieren. Fir die weitere Vorgehensweise sind dann die folgenden Punkte
zu beachten:

Die erforderlichen MaRRnahmen sind durch einen fach- und sachkundigen Sachverstandigen
(Bereich Bodenschutz) in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt
festzulegen. Des Weiteren sind im Anschluss die notwendigen Untersuchungen
durchzufihren, die fachgerechte Ausfiihrung zu tiberwachen sowie die gewerteten
Ergebnisse in einem Bericht zusammen zu fassen, der dem Landratsamt Neuburg-
Schrobenhausen und dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt zeitnah und unaufgefordert zur
Prufung vorzulegen ist.

Kontaminiertes Aushubmaterial ist in dichten Containern oder auf befestigter Flache mit
vorhandener Schmutzwasserableitung zwischen zu lagern, zu untersuchen und nach
Vorliegen der Untersuchungsergebnisse ordnungsgeman zu entsorgen.

Eine Versickerung des Niederschlagswassers Uber belastete Auffullungen ist nicht
zuléssig.



Kontaminierte Auffullungen im Bereich von evtl. geplanten Versickerungsanlagen sind
entsprechend den Sickerwegen vollstandig auszutauschen und ordnungsgemar zu
entsorgen.

Die Z0-Werte der LAGA - Boden sind dabei einzuhalten. Dies ist durch Sohl- und
Flankenbeprobungen zu belegen. Der Parameterumfang ist mit dem Wasserwirtschaftsamt
Ingolstadt im Vorfeld abzustimmen. Als Auffillmaterial darf nur schadstofffreies Material
(z.B. Erdaushub, Sand, Kies usw.) verwendet werden.

Falls der Einbau von Recycling-Bauschutt aus aufbereitetem Bauschutt und
Strallenaufbruch in technischen Bauwerken flr den Erd-, StraRen- und Wegebau geplant
ist, sind die VVorgaben des Leitfadens "Anforderungen an die Verwertung von Bauschutt in
technischen Bauwerken™ vom 15.Juni 2005 zwingend zu beachten.

3. Abwasserbeseitigung

3.1. Schmutzwasser-/Mischwasserbehandlung

Die Zusammenfassung der vier Baugebiete dient der Nachverdichtung, einer zeitgemélen
Bebauung und der Bebauung von 24 freien Parzellen.

Die Abwasser von Gachenbach, Weilach und Sattelberg werden in der Klaranlage Weilach
(Tropfkorperanlage, Bemessung: 3.000 EW; derzeit ca. 1.629 EW angeschlossen, Stand:
31.12.2019) gereinigt. Die Anlage entspricht den allgemein anerkannten Regeln der
Technik, ist noch ausreichend aufnahmefahig, jedoch baulich in sehr schlechtem Zustand.
Das Baugebiet befindet sich nach unserer Kenntnis zum Teil (nérdlicher Bereich)
auflerhalb des Gesamtentwasserungseinzugsgebiets (siehe Planung des Ing.-Buros Wipfler
vom 13.04.1988).

Eine abwassertechnische Uberrechnung des Baugebiets, d.h. Nachweis der hydraulischen
Leistungsfahigkeit des bestehenden Kanalsystems, ist daher vorzulegen, sofern nicht
nachgewiesen werden kann, dass das Gesamtentwésserungseinzugsgebiet aktuell grofer ist
und alle Baugebiete umfasst. Die abwassertechnische Uberrechnung diirfte bereits wegen
der auslaufenden Wasserrechte fur die Mischwasserentlastungen in Arbeit sein.

Die Entwasserung im Baugebiet ist, soweit noch méglich, als Trennsystem (gemal WHG,
Stand 01.03.2010), insbesondere fur die freien Parzellen, auszuftihren.

Der bauliche Zustand dieser bestehenden Kandle sollte ebenfalls tGberprift werden; diese
sind ggf. zu erneuern bzw. zu sanieren. Alle Bauvorhaben sind an die dffentliche
Abwasseranlage anzuschliel3en.

3.2 Regenwasserbehandlung

Eine Versiegelung der Gelandeoberflachen ist soweit moglich zu vermeiden.

Es gilt das Versickerungsgebot, sofern der Untergrund entsprechende Durchlassigkeiten
aufweist und ein entsprechender Grundwasserflurabstand gegeben ist.

Das von Dachflachen und sonstigen befestigten Flachen abflieRende Niederschlagswasser
der Baugrundstiicke ist unter Beachtung des DWA-Merkblattes M 153 grundsatzlich auf
den Grundstucken breitflachig zu versickern. Einer linienférmigen (Rigole) oder
punktférmigen (Sickerschacht) Versickerung kann nur dann zugestimmt werden, wenn der
Nachweis geflhrt wird, dass eine flachige Versickerung nicht moglich ist.

Das Niederschlagswasser von den 6ffentlichen Fahr- und Park-/Stellflachen ist unter
Beachtung des DWA-Merkblattes M 153 ebenfalls moglichst tiber belebte Bodenzonen
(z.B. Muldenversickerung) breitflachig zu versickern.

Grundsatzlich sind alle Versickerungsanlagen nach dem Regelwerk der DWA,
Arbeitsblatter M 153 (Stand August 2007) und Arbeitsblatt A 138 (Stand April 2005) zu
bemessen. Des Weiteren sind gegebenenfalls noch die DWA-Arbeitsblatter A 117, A 118
und A 166 zu berticksichtigen. Auf die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung
(NWFreiV), bzw. die Anderung zum 01.10.2008 und die entsprechenden aktualisierten
Technischen Regeln (TRENGW und TRENOG) dazu, wird hingewiesen.



Eine Versickerung von Regenwasser Uber belastete Bodenfldchen darf nicht erfolgen.
Sollte eine Versickerung nicht moglich sein, so ist dies durch entsprechende Nachweise zu
belegen. Eine Nutzung des anfallenden Regenwassers als Grauwasser ist moglich.

Wegen der Hanglage wird noch auf die Problematik wild abflieRenden Regenwassers ins
Baugebiet hinein hingewiesen. Durch geeignete Mal3nahmen ist sicherzustellen, dass
dieses Wasser schadlos abgefuhrt wird.

3.3 Grund-/Schichtwasserableitung

Hausdrénagen durfen am Abwasserkanal nicht angeschlossen werden.

Abwagung der Stellungnahme

Zu 1. Wasserversorgung:

Die Hinweise zur Wasserversorgung werden zur Kenntnis genommen und flieBen noch in
die Begriindung ein. Aufgrund der laufenden Bauleitplanungen der Gemeinde
Gachenbach, u.a. durch die Bebauungspléne ,,Gachenbach Nord*“ und ,,Naslangfeld I1%,
dies sich gegenwartig in Aufstellung befinden, ist es aus gemeindlicher Sicht unerlasslich,
den Schutzgebietsvorschlag der Gemeinde Gachenbach fur die Entnahmemenge von
363.000 m2/a gemal’ Bedarfsprognose bis 2044, der dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt
zur Prufung vorliegt, zeitnah zu genehmigen, sofern nicht schon erfolgt.

Zu 2. Grundwasser- und Bodenschutz, Altlasten:

Die Hinweise zur Grundwasser- und Bodenschutz, Altlasten werden zur Kenntnis
genommen. In der Bebauungsplansatzung Ziff. D.3 sind im 3. Absatz bereits
entsprechende Hinweise enthalten. Der (ibersandte Text wird noch in die Begriindung,
Ziff. 6.2.9, aufgenommen bzw. der dortige Text angepasst.

Zu 3. Abwasserbeseitigung:

Zu 3.1. Schmutzwasser-/Mischwasserbehandlung und zu 3.2 Regenwasserbehandlung:

Die Hinweise zur Schmutzwasserbehandlung / Mischwasserbehandlung und zur
Regenwasserbehandlung werden zur Kenntnis genommen und flieBen noch in die
Begriindung ein. Bei dem ggf. auBerhalb des Gesamtentwéasserungseinzugsgebiet des Ing.
Wipfler vom 13.04.1988 handelt es sich lediglich um die untergeordnete Hausgruppe
stidlich der Andreasstral3e mit vier Wohnhausern.

Die geforderte abwasserrechnerische Uberrechnung des Baugebietes, d.h. Nachweis der
hydraulischen Leistungsfahigkeit des bestehenden Kanalsystems erfolgt durch das
Ingenieurbiiro Mayr, Aichach. Das Ergebnis und ggf. noch erforderliche Malinahmen
konnen aber Schritt fur Schritt durchgefuhrt werden, liegen im 6ffentlichen Raum und sind
von der Neubearbeitung des gegenstandlichen Bebauungsplans nicht zwingend abhangig.
Die Entwasserung des Baugebietes, das nach rechtsverbindlichen Teil-Bebauungsplénen in
den letzten Jahrzehnten angelegt wurde, erfolgt im Mischsystem. Die noch freien Parzellen
insbesondere am 6stlichen Ortsrand sind ebenfalls bereits erstmalig erschlossen, auch
hinsichtlich Abwasserbeseitigung. Die gesonderte Erstellung eines Trennsystems wird
abgelehnt, da diese mit unwirtschaftlichen Aufwendungen verbunden ware, und zu einer
groben Ungleichbehandlung der Grundeigenttimer fiihren wiirde.

Die Gemeinde hat aber im Bereich der noch freien Parzellen am Ostrand des Baugebiets
eine Untersuchung zur Versickerungsféhigkeit in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse dieser
Untersuchung werden noch redaktionell in die Begriindung aufgenommen.



Zwischenzeitlich liegt das Ergebnis des Biiros SGS Analytics Germany GmbH, Ingolstadt,
vom 13.05.2021 vor. Danach hat sich mittels Baggerschurf folgendes fiir die noch freie
Grundstiicksparzelle FI.Nr. 73 ergeben, die direkt gegeniiber den 6stlichen noch freien
Randparzellen liegt:

,, Ziel der Versuchsdurchfiihrung war die Bestimmung der Durchlassigkeit (kf-Wert) der in situ
angetroffenen, locker bis mitteldicht gelagerten Mittel- bis Feinkdrnigen Sandschichten mit
schluffigen Feinanteil (mS, fs, gs - Bezeichnung nach DIN 4023). Ein nennenswerter Anteil an
Kiesen konnte nicht festgestellt werden. Die Farbgebung kann mit rétlich - braunlich, stellenweise
leicht gelblich beschrieben werden. Das anstehende Material im Schurf ist zudem als erdfeucht zu
klassifizieren.

Aus der mittels Sickerversuch sowie Kornungslinie bestimmten Durchlassigkeit kdnnen
Ruckschlusse auf die Sickerfahigkeit bzw. die Aufnahmefahigkeit des dort anstehenden Bodens fiir
anfallende Niederschlagswasser getroffen werden.

Der fir die Grundstiicksparzelle FI.Nr.73 bestimmte Durchlassigkeitsbeiwert liegt nach der
Auswertung des Versickerungsversuchs bei:

kt = 2,8 X 105 [m/s]

Fur die Versickerung von nicht schadlich verunreinigtem Oberflachenwasser werden im ATV-
Arbeitsblatt A 138 (Deutsche Vereinigung fur Wasserwirtschaft, Abfall und Abwasser e. V. -
Arbeitsblatt DWA-A 138 - Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von
Niederschlagswasser) kt-Werte von > 5x 10-5 gefordert.

Ausgehend von dem Versuchsergebnis werden die geforderten Werte eingehalten und die
Bodendecke ist zur Versickerung geeignet.

Um die gemachte Aussage weiter stiitzen zu kdnnen, ist zudem eine Kérnungslinie aus
mitgenommenem Material erstellt worden. Die Erstellung erfolgte nach DIN EN 933-1 :2012- 03
und kommt zu folgenden Ergebnissen:

kt (Hazen) = 1,8 X 10-4 [m/s]
kt (Beyer) = 7,01 x 10-5 - 7,94 x 10-5 [m/s]

Die anstehende Bodendecke kann anhand der berechneten Ergebnisse ebenfalls als durchlassig
bezeichnet werden.

Weiter ist anzumerken, dass der Grundwasserhorizont in der Schurfgrube bei dem vor Ort
durchgefuhrten Versuch nicht aufgeschlossen wurde. Der durchgefuhrte Versuch ist nur fiir die
oben genannte Lokalitat als reprasentativ anzusehen. Die gemachten Angaben bzw. Werte zur
Versickerung beziehen sich auf die an der Untersuchungsstelle angetroffenen Bodenverhéltnisse.
Abweichungen in den umliegenden Bodenschichten kdnnen somit nicht ausgeschlossen werden.
Betreffend die Versickerung von unverschmutztem Oberflachenwasser ist bereits in der
Bebauungsplansatzung folgende Regelung in Ziff. E festgesetzt:

., 1. Versickerung von Niederschlagswasser
Das auf dem Baugrundstiick anfallende Niederschlagswasser muss vollstandig
versickert werden. Ausnahmen sind nur moglich, sofern der Untergrund dies
nachweislich nicht zuldsst. *

Betreffend die Regenwasserbehandlung sind in der Bebauungsplansatzung in Ziff. D.3
bereits entsprechende Hinweise enthalten. Der Gbermittelte Text wird noch damit
abgeglichen und angepasst.

Zu 3.3 Grund-/Schichtwasserableitung:
Der zweite Satz in Ziff. D.3 erhélt folgende Fassung:
., Hausdrdnagen diirfen am Abwasserkanal nicht angeschlossen werden.
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Folgender Hinweis wird noch ergénzt:

., Wegen der Hanglage wird noch auf die Problematik wild abfliefsenden Regenwassers ins
Baugebiet hinein hingewiesen. Durch geeignete MaRnahmen ist sicherzustellen, dass
dieses Wasser schadlos abgefiihrt wird. *

Beschluss:

Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.

Abstimmung: Fur: 15 Gegen: 0

Handwerkskammer fur Minchen und Oberbayern, Schreiben vom 30.04.2021

Die Handwerkskammer fur Miinchen und Oberbayern bedankt sich fiir die Gelegenheit zur
Stellungnahme zu o.a. Bebauungsplanneuaufstellungsverfahren, das bestehende
Einzelbebauungsplane (Gachenbach-Nord/ 4. Anderung, Gachenbach-Nord /Erweiterung
I11, Gachenbach-Nord / Erweiterung, Gachenbach-Nord | 2. Erweiterung, Gachenbach-
Nord I Erweiterung 1V, Gachenbach-Nord / 3. Anderung - 2. Anderung) fiir den Bereich
westlich der Beinbergstrale einschlieRlich deren Anderungen durch eine knapp 13, 8 ha
Flache umfassende Gesamtiiberplanung mit einfacheren Regelungen zusammenzufassen
beabsichtigt, sodass zukiinftig nur noch ein einheitlicher Bebauungsplan existiert.

Die nordlichen 4 Baugrundstticke stdlich der Andreasstral3e werden in den
Geltungsbereich einbezogen, ebenso werden die Ausgleichsflachen nérdlich davon
gesichert. Mit der Uberplanung geht eine Steuerung der Nachverdichtungsmoglichkeiten
einher, laut textl. Erlauterung sind durch die Festsetzungen der Uberplanung sind danach
37.017 m? Grundflachen zulé&ssig, also eine mogliche Nachverdichtung von 34 % bzw.
einem Drittel an zusétzlichen Grundflachen.

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan der Gemeinde Gachenbach sind laut textl.
Erlauterung die geplanten Baufldchen ebenso wie in den 0.g. zusammenzufiihrenden
Bebauungsplénen bereits als Wohnbaufléchen dargestellt oder festgesetzt, daher bestehen
zu der vorliegenden Planung prinzipiell keine Anmerkungen, sofern die geplante maRvolle
Nachverdichtung in Einvernehmen mit den jeweiligen betroffenen Eigentlimern
angrenzend abgestimmt ist.

Da es sich gemal textlicher Erlduterung mit fast 14 ha bei dem Plangebiet nunmehr um das
grolite zusammenhangende Wohnbaugebiet des Hauptortes handelt, sind die
differenzierten Festsetzungen zur zul&ssigen Art der baulichen Nutzung zu befurworten: da
von den geméal § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen wie
beispielsweise das Wohnen nicht stérenden gewerblichen Nutzungen das mehr als
grol¥flachige Wohngebiet hinsichtlich Lebendigkeit und Attraktivitat durch Auflockerung
nur profitieren kann, bitten wir sogar darum, deren Ansiedlung wenn mdoglich zu fordern.

Abwagung der Stellungnahme

Die Hinweise zur Nachverdichtung werden begriRt. Sofern die Festsetzungen des
zukunftigen Bebauungsplans einschlieBlich der (nachbarschiitzenden) Abstandsflachen
eingehalten werden, besteht grundsatzlich Baurecht. Ein Einvernehmen der Nachbarn ist nicht
erforderlich, ware jedoch wiinschenswert im Sinne einer guten Nachbarschaft. Es ist ein
vorrangiges Planungsziel der Neutiberplanung, dass bisher nicht genutztes Baurecht moglichst
zligig in Anspruch genommen wird.

In diesem Zusammenhang wird noch darauf hingewiesen, dass die Gemeinde Gachenbach
u.a. fiir den Bereich des gegenstdndlichen Bebauungsplans ,,Gachenbach-Nord* eine Satzung



uber die Begriindung eines besonderen VVorkaufsrechts nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB
erlassen hat, die am 01.01.2021 in Kraft getreten ist.

Beschluss:
Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.

Abstimmung: Fur: 15 Gegen: 0
- Bayerischer Bauernverband, E-Mail vom 13.04.2021

Der Bayerische Bauernverband als Tréager Offentlicher Belange und Vertreter der
bayerischen Landwirtschaft nimmt zu 0.g. Vorhaben wie folgt Stellung:
Falls landwirtschaftliche Wirtschaftswege von der Planung betroffen waren, missen diese
weiterhin und jederzeit fir die Landwirte befahrbar bleiben. Es ist daflir zu sorgen, dass die
Wege nicht durch PKW's zugeparkt werden.
Beschadigte Wege, z.B. durch die Bautatigkeit, miissen durch den Verursacher, auf dessen
Kosten, wiederhergestellt werden. Das bestehende Wegenetz landwirtschaftlicher
Wirtschaftswege muss erhalten bleiben, damit die Landwirte ungehindert an ihre Flachen
gelangen kénnen.

Abwéagung der Stellungnahme

Die offentlichen StraBen und Wege im Baugebiet ,,Gachenbach-Nord* sind bereits erstmalig
hergestellt. Der Kapellenweg im Westen verlduft am Siedlungsrand und ist gut fur die
Landwirtschaft benutzbar. Die Sebastianstral3e im Slden ist ausreichend breit ausgebaut und
erschliel3t die anliegenden Wohnparzellen, ist aber ebenfalls fir die Landwirtschaft benutzbar.
Soweit es zu Uberparkungen oder Beschadigungen der ErschlieBungsstraken kommen sollte,
wird die Gemeinde durch straBenverkehrsrechtliche oder sonstige MaRnahmen diese in
geeigneter Weise regeln.

Beschluss:
Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.

Abstimmung: Fir: 15 Gegen: 0
- Bayernwerk Netz GmbH, Draht 7, 85276 Pfaffenhofen, Schreiben v. 04.05.2021

Gegen das 0.g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsatzlichen Einwendungen, wenn
dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht beeintrachtigt
werden.

Beiliegend erhalten Sie einen Lageplan, indem die Anlagen dargestellt sind.

Der Schutzzonenbereich fur Kabel betragt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur
Trassenachse.

Je nach Leistungsbedarf kdnnten die Errichtung einer neuen Transformatorenstation im
Planungsbereich sowie das Verlegen zusétzlicher Kabel erforderlich werden. Fir die
Transformatorenstation bendtigen wir, je nach Stationstyp ein Grundstiick mit einer GréRe
zwischen 18 gm und 35 gm, das durch eine beschrénkte personliche Dienstbarkeit zu unseren
Gunsten zu sichern ist.

Wir bedanken uns fur die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen flir Ruckfragen
jederzeit gerne zur Verfugung. Wir bitten Sie, uns bei weiteren Verfahrenschritten zu
beteiligen.



Abwagung der Stellungnahme

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und flief3t noch in die Begriindung des
Bebauungsplans ein. Soweit eine zusatzliche Trafostation aufgrund des gestiegenen
Leistungsbedarfs erforderlich wird, muss dies am konkreten Einzelfall grundstlicksbezogen
geplant werden. Grund hierfir ist, dass alle Baugrundstiicke im Geltungsbereich bereits in
Privateigentum sind. Allerdings ist es hier denkbar, dass auf den vorhandenen 6ffentlichen
Flachen ein Standort machbar wére. Dies muss nach konkretem Standortvorschlag der
Bayerwerk Netz GmbH, bei Erforderlichkeit im Einzelfall gepruft werden.

In Ziff. D. Hinweise wird noch folgender Text ergénzt:
,,Der Schutzzonenbereich fur Kabel der Bayernwerk Netz GmbH betragt bei Aufgrabungen je
0,5 m rechts und links zur Trassenachse.*

Beschluss:
Der Abwagung der Stellungnahme wird zugestimmt.
Abstimmung: Fur: 15 Gegen: 0

1l. Ergebnis der Beteiligung der Offentlichkeit

Wahrend der offentlichen Auslegung des Bebauungsplanes sind seitens der
Offentlichkeit keine Stellungnahmen eingegangen oder vorgebracht worden.

zur Kenntnis genommen

B) Beschlussfassung des Bebauungsplanes ..Gachenbach-Nord* als Satzung

Der Gemeinderat stellt fest, dass alle bisher im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des
Bebauungsplanes ,,Gachenbach-Nord* eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen
ordnungsgemal’ abgewagt wurden.

Planzeichnung und Satzungstext sind dem Gemeinderat bekannt.

Bei den vorstehend beschlossenen Erganzungen handelt es sich lediglich um redaktionelle,
klarstellende Erganzungen des Bebauungsplanes, durch die keine Grundzlge der Planung
betroffen sind.

Eine erneute 6ffentliche Auslegung des Bebauungsplanes wird somit nicht erforderlich.

Beschluss:
Die Gemeinde Gachenbach erlésst aufgrund des § 2 Abs. 1 und der 8§ 9 und 10 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB), des Art. 23 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO),
des Art. 81 der Bayer. Bauordnung (BayBO), der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke (BauNVO) und der Planzeichenverordnung (PlanzV) den Bebauungsplan
,Gachenbach-Nord* in der Fassung vom 31.08.2020 unter Berucksichtigung der vorstehend
beschlossenen redaktionellen Erganzungen (= Stand 08.06.2021) als Satzung und hierzu die
Begrundung.

Abstimmung: Fir: 15 Gegen: 0

Fir die Richtigkeit und Vollstandigkeit des Auszuges:
Schrobenhausen, den 16. Juni 2021

Verwaltungsgemeinschaft Schrobenhausen

Fottner



	A) Behandlung der Stellungnahmen der Behörden, Träger öffentlicher Belange
	und der Öffentlichkeit

